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Zusammenfassung 

Die Arbeit beleuchtet den Wandel der Interessenkommunikation von Verbänden der Er-
neuerbare-Energien-Branche (EE-Verbände). Neben der Mobilisierung der Öffentlichkeit 
für die eigenen Interessen ist es ein Anliegen der Branchenverbände, politische Entscheidun-
gen innerhalb des stark regulierten und umkämpften Raumes der Energiepolitik zu beeinflus-
sen. Dabei müssen sich die EE-Verbände wie andere Interessengruppen mit den veränderten 
Erwartungen der jeweiligen Klientel und dem zunehmenden Wettbewerbsdruck in der Ver-
bandslandschaft auseinandersetzen. 
Den theoretischen Rahmen der Arbeit bilden politik- und kommunikationswissenschaftliche 
Ansätze zur Untersuchung der Verbandskommunikation, die in der Studie verknüpft und wei-
tergedacht werden. Die Studie greift die politikwissenschaftliche These des Wandels „vom 
Korporatismus zum Lobbyismus“ (Alemann 2000) sowie die Mediatisierungsthese auf. Der 
Wandel hin zu einem mediatisierten Lobbyismus hat dann sowohl Auswirkungen auf die 
Ausgestaltung von verbandlicher Kommunikationsarbeit als auch – so eine Annahme der Ar-
beit – auf deren Erfolge. Die Veränderung der Verbandskommunikation wird anhand der Pro-
filbeschreibung des verbandlichen Public-Affairs-Managements (PA-Management) geprüft. 
PA-Management gilt als Sammelbegriff für eine Form der Organisationskommunikation, mit 
der öffentliche und nicht öffentliche Kommunikationsaktivitäten integriert werden.  
Das Ziel der Studie besteht darin, zu untersuchen, welche strategischen Mittel die EE-
Verbände im Bereich des PA-Managements verwenden, worauf die Wahl der Instrumente 
zurückzuführen ist und welchen nachweislichen Einfluss die Verbände auf die politischen 
Entscheidungen bereits erzielen konnten. Es soll vergleichend erforscht werden, welche Un-
terschiede hierbei zwischen den einzelnen EE-Verbänden zutage treten und wie diese zu er-
klären sind. Ein doppelter Kausalschritt erfolgt anhand einer Struktur–Strategie–Erfolg–
Analyse. Untersucht werden soll, ob ein Zusammenhang zwischen der Verbandskommunika-
tion und den organisatorischen Bedingungen der Verbände einerseits und der Kommunikation 
und dem Erfolg andererseits besteht.  
Die leitende Forschungsfrage lautet somit: Wie wirken sich, gemessen an den Fallbeispielen 
der EE-Verbände während des Gesetzgebungsprozesses zum Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG), die jeweiligen organisatorischen Voraussetzungen der Verbände auf den Grad des PA-
Managements aus und welchen Einfluss hat der Grad des PA-Managements auf den Ver-
bandserfolg?  
Ein Indikatorenkatalog zur Messung des Profils von PA-Management und des Erfolges wird 
anhand eines Mehrmethodendesigns erschlossen. Die Triangulation, bestehend aus Doku-
mentenanalysen, Inhaltsanalysen, Präsenzanalysen und teilstandardisierten Leitfadeninter-
views, hat den Vorteil, dass sich die Schwächen der einzelnen Methoden ausgleichen. Anhand 
einer Längsschnittanalyse, bei der die verbandlichen Strategien und Kommunikationserfolge 
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während der letzten drei EEG-Novellierungen analysiert werden, können über einen Zeitraum 
von zehn Jahren Vergleiche über die EE-Verbände angestellt werden.  
Die Ergebnisse zeigen, dass es bei den untersuchten Verbänden zu einer Professionalisierung 
der gesamten Verbandsarbeit und zu einem kombinierten Einsatz von öffentlichen und nicht 
öffentlichen Kommunikationsstrategien im Sinne des PA-Managements kam. Schließlich 
wurde ein zunehmendes PA-Management in hohem Maße bei vier von sieben Verbänden im 
Längsschnitt nachgewiesen. Eine professionelle Kommunikation hängt hierbei nicht zwin-
gend von finanziellen Mitteln ab, sondern vielmehr von strategischen Überlegungen der Ver-
bandsmitarbeiter, PR und Lobbying sinnvoll zu kombinieren. Anhand der Fallbeispiele kann 
ein abgestimmter Einsatz von PR und Lobbying unter bestimmten Rahmenbedingungen als 
Erklärung des Verbandserfolges gelten. 
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I Einleitung 

Im März 2012 folgten 11.000 Beschäftigte und Sympathisanten der Solarbranche dem Aufruf 
des Bundesverbandes Solarwirtschaft e.V. (BSW-Solar) und protestierten vor dem Branden-
burger Tor gegen das geplante Solarausstiegsgesetz1. Der Solarverband warnte vor einer 
„existenziellen Bedrohung für die Solarbranche“ und dem Verlust hunderttausender Arbeits-
plätze durch eine deutliche Kürzung der staatlichen Förderung (BSW-Solar 2012a). Um den 
Protest „gut sichtbar und hörbar“ zu gestalten, rief der Solarverband die Demonstranten2 auf, 
Schilder und Transparente zu kreieren. Zur Unterstützung bot der Verband „bestehende 
Druckvorlagen und Ideen für weitere Sprüche und Claims“ an. Mit elektronischen Protest-
Postkarten sollten parallel Beschäftigte und Bürger politische Akteure auf die Forderungen 
der Solarbranche aufmerksam machen. Zuvor wurde mit Zeitungsanzeigen, Agenturmeldun-
gen sowie über das Internet auf die Kundgebung hingewiesen. Diese stark öffentlichkeitsori-
entierte Kommunikationsstrategie war jedoch kein reiner Branchen- und Bürgerprotest. Dar-
über hinaus meldeten sich einzelne Abgeordnete der Oppositionsparteien, aber auch Vertreter 
der Regierungskoalition zu Wort, die auf der Protestbühne neben Wissenschaftlern und Ver-
bandsvertretern ihre Positionen verkündeten. Den Protestzug begleiteten u. a. auch der Deut-
sche Gewerkschaftsbund (DGB), die Deutsche Umwelthilfe (DUH) sowie „dutzende[n] Foto-
grafen und Kamerateams“ (BSW-Solar 2012b). 
Die geschilderte öffentlichkeitswirksame Branchendemonstration in Verbindung mit politi-
scher Prominenz verdeutlicht, dass Verbandsarbeit weit über das direkte Gespräch mit politi-
schen Entscheidern hinausgeht. Verbände sind heute multifunktional tätig; ihnen werden viel-
fältige Aufgaben zugewiesen. Dabei agieren Verbände als Mittler zwischen den Interessen der 
Mitglieder auf der einen Seite und den politischen Entscheidungsträgern auf der anderen Sei-
te. Sie erbringen Dienstleistungen für ihre Klientel, mobilisieren die Öffentlichkeit, nehmen 
am politischen Prozess teil und erfüllen bisweilen sogar staatliche Aufgaben. Daneben sehen 
sich Verbände neuen Herausforderungen gegenüber, zu denen vor allem die Pluralisierung 
und Individualisierung gesellschaftlicher Interessen, die veränderten Partizipationsmuster von 
Mitgliedern sowie der Einfluss der Mediengesellschaft zählen (vgl. Willems/Winter 2007: 
40). Zum einen erleiden Verbände einen massiven Mitgliederschwund, zum anderen treten 
Unternehmen und Agenturen mit professionalisierten Kommunikationsstrategien auf das Par-
kett der Interessenvermittlung und konkurrieren mit den etablierten Verbänden um politische 
Einflussmöglichkeiten. Verbände müssen sich daher auch mit den veränderten Erwartungen 

                                                
1 Der Protest richtete sich gegen die Pläne der Bundesregierung, die Solarstrom-Förderung zu kürzen und den 

Ausbau der Solarenergie in den nächsten Jahren stark zu beschränken. Am 27. Juni 2012 konnte im Vermitt-
lungsausschuss von Bundestag und Bundesrat eine Einigung über die Förderung von Photovoltaik-Anlagen 
erzielt werden, nachdem der Bundesrat die zuvor vom Deutschen Bundestag beschlossene Novellierung des 
EEG am 11. Mai 2012 vorläufig gestoppt und den Vermittlungsausschuss angerufen hatte.  

2 In dieser Arbeit wird aus Gründen der Vereinfachung ausschließlich die maskuline Form verwendet, wenn 
allgemein von Personen die Rede ist. Sie gilt gleichermaßen auch für Personen weiblichen Geschlechts. 
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ihrer Mitglieder und dem zunehmenden Wettbewerbsdruck in der Verbandslandschaft ausei-
nandersetzen. Fraglich ist, wie sich unter diesen neuen Herausforderungen die verbandlichen 
Kommunikationsstrategien verändern und wie sich diese auf den Erfolg der Kommunikation 
auswirken. Die übergeordnete Forschungsfrage lautet somit: Wie lässt sich unter den neuen 
Herausforderungen die Kommunikation von Verbänden systematisch beschreiben und bewer-
ten? 
Den theoretischen Rahmen der Arbeit bilden politikwissenschaftliche und kommunikati-
onswissenschaftliche Ansätze zur Untersuchung der Verbandskommunikation, die in der Stu-
die verknüpft und weitergedacht werden. Zum einen greift die Studie die politikwissenschaft-
liche These des Wandels „vom Korporatismus zum Lobbyismus“ (Alemann 2000; vgl. auch 
Willems/Winter 2007: 41) auf. Während in der Korporatismustheorie die Verbände eine ver-
mittelnde, intermediäre Position einnehmen und als unverzichtbare Träger von Politikformu-
lierung fungieren, gewinnen in der heutigen Interessenvermittlung immer mehr informelle 
und partikulare Zugänge in Form von professionellem Lobbying an Bedeutung (vgl. Wil-
lems/Winter 2007: 40). Zum anderen zieht die Untersuchung die kommunikationswissen-
schaftliche Mediatisierungsthese (vgl. u. a. Strömbäck 2008; Vowe 2006; Donges 2005; 
Kepplinger 2002; Mazzoleni/Schulz 1999) heran. Die Mediatisierungsthese beschreibt u. a., 
wie Organisationen, Gruppen und Unternehmen ihre Kommunikationsstrukturen aufgrund des 
Bedeutungszuwachses von Medien verändern und diese an die Medienlogik anpassen. Auch 
Verbände dürften von solchen Mediatisierungstendenzen betroffen sein. Unter den Vorausset-
zungen einer sich wandelnden Verbandsumwelt, die sich dann als mediatisierter Lobbyismus 
beschreiben lässt, sollen bisherige Annahmen über öffentlichkeitsscheue Verbände geprüft 
werden. Der Wandel der Verbandskommunikation wird anhand der Profilbeschreibung des 
verbandlichen Public-Affairs-Managements (PA-Management) untersucht. PA-Management 
gilt hierbei als Sammelbegriff für eine Form der Organisationskommunikation, bei der öffent-
liche und nicht öffentliche Kommunikationsaktivitäten integriert werden (vgl. u. a. Radunski 
2006: 319; Althaus 2005a: 262; Ries 2002: 132).  
Analysiert wird das PA-Management exemplarisch an den Verbänden der Erneuerbare-
Energien-Branche (EE-Branche)3. Die Branche hat wie keine andere in den letzten Jahr-
zehnten einen enormen Aufschwung erfahren und sich zu einem wichtigen Wirtschaftsfaktor 
entwickelt. Innerhalb der Branche haben sich zahlreiche Verbände gebildet, die sowohl kli-
mapolitische als auch energiewirtschaftliche Anliegen bündeln. Den Erneuerbare-Energien-
Verbänden (EE-Verbänden) als Mittler zwischen Branche und Entscheidern kamen in jüngs-
ter Vergangenheit vielfältige Funktionen zu. Sie müssen Themen kommunizieren, die medial 
schwer zu vermitteln sind, beispielsweise die komplizierte Technik oder die Auswirkungen 
auf die Umwelt. Zunehmend sehen sich die Interessengruppen sogar mit einem punktuellen 

                                                
3 Als Branche werden Wirtschaftsbereiche oder Wirtschaftszweige bezeichnet. Der Begriff „Branche“ ist eine 

„Sammelbezeichnung für Unternehmen, die weitgehend substituierbare Produkte oder Dienstleistungen her-
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Imageverlust der erneuerbaren Energien konfrontiert, der sich auch auf ihre gesellschaftliche 
Akzeptanz auswirkt (NIMBY-Effekt4). 
Mittels einer Längsschnittanalyse, bei der die verbandlichen Strategien und Kommunikations-
erfolge der EE-Verbände während der letzten drei Novellierungen zum Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG)5 analysiert werden, können über einen Zeitraum von zehn Jahren 
Vergleiche über die Organisationen angestellt werden. Von Interesse ist dabei, welche strate-
gischen Mittel die EE-Verbände im Bereich der politischen Public Relations und des Lob-
byings verwendet haben, worauf die Wahl der Instrumente zurückzuführen ist und welchen 
nachweislichen Einfluss die Interessengruppen auf politische Entscheidungen bereits ausüben 
konnten. Ein doppelter Kausalschritt erfolgt anhand einer Struktur–Strategie–Erfolg–Analyse. 
Untersucht werden soll, ob ein Zusammenhang zwischen dem PA-Management und den or-
ganisatorischen Bedingungen der Verbände einerseits und der Kommunikation und dem Er-
folg andererseits besteht. Die leitende Forschungsfrage lautet somit: Wie wirken sich, ge-
messen an den Fallbeispielen der EE-Verbände während des EEG-Gesetzgebungsprozesses, 
die jeweiligen organisatorischen Voraussetzungen der Verbände auf den Grad des PA-
Managements aus und welchen Einfluss hat der Grad des PA-Managements auf den Ver-
bandserfolg?  
Hierzu ergeben sich folgende Detailfragen der Untersuchung:  
• Wie lässt sich das Profil des PA-Managements der EE-Verbände beschreiben? 
• Wie erfolgreich sind die EE-Verbände in ihrer Kommunikationsarbeit? 
• Welche Unterschiede lassen sich diesbezüglich zwischen den Verbänden erkennen?  
• Welche Veränderungen zeigen sich in der Kommunikationsarbeit der Verbände während 

des Gesetzgebungsprozesses zum EEG? 
• Welche Faktoren haben Einfluss auf die Kommunikationsarbeit?  
• Welche Faktoren haben Einfluss auf den Kommunikationserfolg?  
• Was kann man aus den Ergebnissen lernen und inwieweit können die Ergebnisse für die 

gesamte Verbandslandschaft generalisiert werden?  
Durch die vorliegende Studie bietet sich die Chance, Wissen über die zeitliche, sachliche und 
soziale Struktur der politischen Kommunikation von Verbänden einer Branche zu gewinnen. 
Dieses Wissen ist erforderlich, wenn man einschätzen will, welchen Einfluss Interessengrup-
pen in unserem politischen System auf politische Entscheidungen nehmen – durch Lobbying 
und durch politische Öffentlichkeitsarbeit. Die Beantwortung der Forschungsfragen ist daher 

                                                                                                                                                   
stellen“ (Gabler Wirtschaftslexikon 2012). Seit 2004 wird die Branchenentwicklung der Erneuerbaren im 
Auftrag der Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) erhoben. 

4 „Nimby“ leitet sich ab von „Not In My Back Yard“ und beschreibt die Haltung von Akteuren gegenüber 
Entwicklungen, die als positiv bewertet werden, solange die Akteure nicht in ihrem nahen Umfeld davon be-
troffen sind. Bei den erneuerbaren Energien nehmen diese standortbezogenen Hemmnisse zu (vgl. Hirschl 
2008: 178).  

5 Das EEG wurde im Jahr 2000 erstmals beschlossen und basiert in Form und Inhalt auf dem 
Stromeinspeisungsgesetz (StrEG) von 1990. Am 30.06.2011 beschloss der Deutsche Bundestag die jüngste 
Novelle des EEG, das zum 01.01.2012 in Kraft getreten ist (Stand: Frühjahr 2014). 
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aus wissenschaftlicher, kommunikationspraktischer sowie gesellschaftspolitischer Sicht von 
Relevanz: 
Verbandskommunikation gilt gegenüber der Erforschung der politischen Kommunikation von 
Regierungen, Parteien und Nichtregierungsorganisationen als „wissenschaftliches Stiefkind“ 
(Hoffjann/Stahl 2010b: 9; vgl. auch Steiner/Jarren 2009: 252f.). Die Kommunikationswissen-
schaft hat das Thema Verbände lange vernachlässigt, bisweilen sogar „übersehen“ (Hoff-
jann/Stahl 2010b: 9). Wie die beschriebenen Herausforderungen auf die Verbände wirken, 
wurde bisher kaum untersucht (vgl. Koch-Baumgarten 2010: 239). Aus den wenigen Analy-
sen zur Verbandskommunikation lässt sich ablesen, dass den Verbänden eine zurückhaltende 
Öffentlichkeitsarbeit unterstellt wird. Ein Verbandsvertreter sei nach Hoffmann, Steiner und 
Vogel (2007: 40) so noch immer „ProtagonistIn einer traditionellen Interessenvertretung“, bei 
dem Lobbying mehr Bedeutung habe als öffentlichkeitsorientierte Kommunikationsarbeit 
über die Massenmedien (vgl. auch Jarren/Donges 2011: 134f.; Willems/Winter 2007: 35f.; 
Vogel/Steiner 2006: 9, 16f.). Hingegen seien Schmitt-Beck (1998: 475) zufolge nicht etablier-
te Akteure, wie Protestgruppen und Nichtregierungsorganisationen oder andere (Neue) Sozia-
le Bewegungen, häufig gezwungen, die Öffentlichkeit zu suchen, um über das „Scharnier“ der 
externen Kommunikation in Verbindung mit Akteuren zu treten. Willems und Winter (2007: 
36) vermuten, solche Gruppen würden eher „dazu neigen, einen Mangel an Ressourcen und 
institutioneller Einbindung in politische Entscheidungsprozesse durch Mobilisierung der Öf-
fentlichkeit und dramatische, schlagzeilenträchtige Aktionen zu kompensieren“. Im Umkehr-
schluss postulieren Jarren und Donges (2011: 135), dass „Verbände, die bereits politisch an-
erkannt und gleichsam ökonomisch bedeutsam sind, [...] grundsätzlich unauffällige Formen 
wählen.“6 Für ein schärferes Bild über die Öffentlichkeitsarbeit von Verbänden fehlt es je-
doch noch an Beiträgen zum Verhältnis von Massenmedien und Verbänden (vgl. Koch-
Baumgarten 2014: 1; Vowe 2007: 465; vgl. auch Hoffjann/Stahl 2010b: 12; Brieske 2007: 5). 
Denn in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung um Verbände und deren Kommunikati-
onsarbeit sind in der Vergangenheit nur selten einzelne Branchen in den Fokus der Betrach-
tung geraten. Die Bedeutung und Wirkung des Verbändeeinflusses hänge nach Kleinfeld et al. 
(2007: 13) jedoch stark vom Einzelfall ab, weshalb empirischen Fallstudien mehr Beachtung 
beigemessen werden müsse. Winter (2003: 40) merkt an, dass das theoretische Wissen dar-
über, „welche Gruppen sich in welchen Situationen auf welche Weise verhalten und unter 
welchen Umständen sie bei der Beeinflussung der Politik erfolgreich sind oder scheitern [...] 
nur ansatzweise vorhanden“ sei. Aus wissenschaftlicher Sicht ist daher von großem Interesse, 
wie politische Entscheider auf die Lobbyarbeit der Verbände reagieren und in welchen Phasen 
der politischen Entscheidung die Verbände mit welcher Kommunikationsform Einfluss neh-
men können. Die vorliegende Arbeit soll anhand der Fallbeispiele der EE-Verbände die Be-

                                                
6 Zur Abhängigkeit zwischen Intensität der Öffentlichkeitsarbeit und Zugangschancen des Verbandes zum 

Regierungssystem vgl. grundlegend Hackenbroch (1998: 163); vgl. auch Steiner/Jarren (2009: 253); Vo-
gel/Steiner (2006: 9); Arlt (1998). 
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sonderheiten von Einzelfällen herausarbeiten und gegebenenfalls bisherige Grundannahmen 
über die Verbandskommunikation relativieren. Die Arbeit stellt damit sowohl einen Fort-
schritt für die Forschung zur politischen Kommunikation als auch für die primär politikwis-
senschaftlich ausgerichtete Verbändeforschung dar.  
Aus den Ergebnissen dieser Arbeit können für Verbände praxistaugliche, auf empirische Da-
ten gestützte Empfehlungen und Gestaltungsmöglichkeiten für die Kommunikationsarbeit 
abgeleitet werden. Empirische Vorarbeiten zur Verbandskommunikation zeigen, dass viele 
Verbände den neuen Ansprüchen der Medien als Mittler zwischen einer Organisation und 
ihren diversen Teilöffentlichkeiten kaum gerecht werden (vgl. u. a. Brieske 2007: 6). Der für 
die Untersuchung entwickelte Indikatorenkatalog für die Bewertung des Profils von PA-
Management und des Kommunikationserfolges bietet hierfür eine wertvolle Perspektive auf 
die Messbarkeit verbandlicher Kommunikationsaktivitäten. Die Verbandsforschung hat deut-
lich gemacht, welchen großen Herausforderungen sich die Interessenverbände gegenüberse-
hen – z. B. durch veränderte Erwartungen der jeweiligen Klientel und durch verschärften 
Wettbewerb zwischen Interessenvertretungen um öffentliche Aufmerksamkeit und politische 
Berücksichtigung. Die Untersuchung kann durch den Vergleich von Verbänden, die unter 
sehr ähnlichen Voraussetzungen agieren, aufzeigen, welche Faktoren dafür verantwortlich 
sind, wie Verbände ihre politische Kommunikation gestalten. Die Ergebnisse der Fallstudien 
können dann Hinweise über Prozesse und Muster von Verbandskommunikation liefern. Da 
man über die politische Kommunikation von Verbänden vergleichsweise wenig weiß, kommt 
dieser empirischen Studie großes Gewicht zu. Die Untersuchung ist als Fallstudie angelegt, 
sie ist aber auch über den Bereich der Energie- und Umweltpolitik hinaus von Bedeutung. 
Darüber hinaus können die Befunde nicht nur anderen Interessengruppen als praktische Ori-
entierungshilfe dienen, sondern auch wichtige Erkenntnisse für das Kommunikationsma-
nagement von Unternehmen liefern. 
Die Analyse des PA-Managements der EE-Verbände bewegt sich schließlich auf einem ge-
sellschaftlich relevanten Terrain. Die erneuerbaren Energien leisten einen wichtigen Beitrag 
für den Wirtschaftsstandort Deutschland. Inzwischen sind über 300.000 Menschen in der 
Branche beschäftigt. Obwohl Meinungsumfragen regelmäßig eine hohe Zustimmung für den 
Ausbau von erneuerbaren Energien7 signalisieren, erfahren diese immer wieder Rückschläge 
bei ihrer Etablierung als zukünftig entscheidender Faktor der Energieversorgung. Die Studie 
liefert einen Einblick in die Strukturen einer Verbandsbranche und deren Einflussmöglichkei-
ten auf politische Entscheidungen innerhalb des stark regulierten und umkämpften Raumes 
der Energiepolitik. Aus demokratietheoretischer Perspektive ist von Bedeutung, welche Inte-
ressen unter diesen unterschiedlichen Voraussetzungen bei den Entscheidungsträgern und in 
der Öffentlichkeit Gehör finden, welche Determinanten eine erfolgreiche Interessenvermitt-

                                                
7 Erneuerbare Energien werden in dieser Arbeit in Anlehnung an den Duden kleingeschrieben (erneuerbare 

Energien). Ausgenommen sind mit dem Adjektiv „erneuerbar“ zusammengesetzte Eigennamen wie Erneuer-
bare-Energien-Gesetz und Organisationsbezeichnungen wie „Agentur für Erneuerbare Energien“. 
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lung begünstigen bzw. beinträchtigen und welche Möglichkeiten auch die kleinen, weniger 
etablierten Verbände haben.  
Zusammenfassend besteht das Ziel der Arbeit darin, vergleichend zu erforschen, ob und wie 

sich die jeweiligen organisatorischen Voraussetzungen der Verbände und das Profil des PA-

Managements auf den Kommunikationserfolg auswirken und welche Unterschiede und 

Veränderungen zwischen den EE-Verbänden im Zusammenhang mit der Verabschiedung des 

Erneuerbare-Energien-Gesetzes zutage treten. Es soll exemplarisch an den Fallbeispielen der 

EE-Verbände untersucht werden, welche kommunikativen Strategien die Verbände verwen-

den, um den Gesetzgebungsprozess zu beeinflussen, und worauf diese Strategiewahl 

zurückzuführen ist. Insbesondere ist von Interesse, welche Kombination aus politischer PR 

und Lobbying der jeweilige Verband wählt und welcher Erfolg ihm jeweils beschieden ist. 

Zum Inhalt der Arbeit: Die Erneuerbare-Energien-Branche bewegt sich in einem Raum un-
terschiedlichster Themenkomplexe, Interessen und Einflussbereiche. Zur Einführung in das 
Thema dieser Arbeit wird daher zunächst in Kapitel II der politische Hintergrund der Erneu-
erbare-Energie-Politik in Deutschland beleuchtet. Zum besseren Verständnis wird erläutert, 
in welchem politischen Raum die Verbände der EE-Branche agieren und welche Akteure und 
Organisationen unterstützend auf ihre Arbeit einwirken können. Der Aufbau folgt dabei vom 
Großen zum Kleinen und beginnt mit der Verschränkung der vielzähligen Politikfelder, die 
Einfluss auf das EE-Politikfeld haben (Abschnitt 1). In Abschnitt 2 des Kapitels II wird so-
dann die komplexe Gesetzeslage im Bereich der EE verdeutlicht. Das EEG bildet hierbei das 
wichtigste Gesetz im EE-Sektor. Ein Rückblick auf die Entstehung und Regelungen der letz-
ten Novellen erweist sich somit als unabdingbar. Die Einteilung in sogenannte Advocacy-
Koalitionen soll verdeutlichen, welche Gruppierungen im Betrachtungszeitraum neben den 
EE-Verbänden Einfluss auf die politischen Entscheidungen nehmen konnten bzw. die Lob-
byarbeit der Verbände unterstützten (Abschnitt 3). 
Der theoretisch-analytische Bezugsrahmen der Arbeit wird in Kapitel III vorgestellt. Zur Un-
tersuchung der Verbandskommunikation werden politik- und kommunikationswissenschaftli-
che Ansätze (Abschnitt 2) verknüpft und weitergedacht. Die Überschneidungen der Instru-
mente und Strategien von Öffentlichkeitsarbeit und Lobbying sind ein bisher nicht definierter 
Bereich, der in Abschnitt 3 des Kapitels III durch den Begriff „Public-Affairs-Management“ 
gefasst wird. Schließlich münden die Überlegungen aus Abschnitt 2 und 3 in einem Wandel 
vom Korporatismus zum mediatisierten Lobbyismus, in dem die öffentlichen und nicht öf-
fentlichen Kommunikationsinstrumente des PA-Managements an Bedeutung gewinnen (Ab-
schnitt 4). Zunächst jedoch wird in Abschnitt 1 dieses Kapitels einleitend der Verbandsbegriff 
erläutert (siehe Abbildung 1).  
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Abbildung 1:  Aufbau der Arbeit 
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Kapitel IV gibt einen Überblick über den Untersuchungsgegenstand. Im ersten Abschnitt wird 
das Fallstudiendesign vorgestellt und verdeutlicht, dass die Fragestellung exemplarisch am 
Fallbeispiel der EE-Verbände beantwortet wird. Des Weiteren werden der Untersuchungsge-
genstand und -zeitraum der Studie in Abschnitt 2 genauer betrachtet. Hierbei wird die Rele-
vanz der Verbände innerhalb der Energiepolitik erörtert und deren Bedeutung für die wissen-
schaftliche Untersuchung herausgearbeitet. Anhand einer Längsschnittanalyse, bei der die 
verbandlichen Strategien und Kommunikationserfolge während der letzten drei Novellierun-
gen zum Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) analysiert werden, können über einen Zeitraum 
von zehn Jahren Vergleiche über die EE-Verbände angestellt werden.  
Das darauffolgende Kapitel V befasst sich mit dem Untersuchungsmodell und der Hypothe-
senbildung. Das Untersuchungsmodell soll prüfen, ob die Art und Weise, wie PA-
Management ausgestaltet ist, einerseits auf die Organisationsform der Verbände zurückzufüh-
ren ist und andererseits auf den Kommunikationserfolg der Verbände einwirkt. Hierfür wer-
den die Modellvariablen beschrieben (Abschnitt 1). Gleichzeitig dient das Untersuchungsmo-
dell als Grundlage für die forschungsleitende Hypothesenformulierung. Das vorwiegend qua-
litative Vorgehen der Arbeit zielt darauf ab, die generierten Hypothesen anhand der Ergebnis-
se zu bekräftigen oder gegebenenfalls neue Hypothesen zu entwickeln (Abschnitt 2).  
Kapitel VI beinhaltet die Operationalisierung und die Vorstellung des Methodenmix. Das in 
der Studie entwickelte Untersuchungsmodell dient hierbei zunächst der Operationalisierung 
der Modellvariablen (Abschnitt 1). Anhand des Mehrmethodendesigns, bestehend aus Doku-
mentenanalysen, Inhaltsanalysen, Präsenzanalysen und teilstandardisierten Leitfadeninter-
views, werden die Indikatoren des Index zur Messung des Profils des PA-Managements sowie 
die Indikatoren der Organisationsform und des Erfolges erschlossen (Abschnitt 2).  
Die Präsentation der empirischen Ergebnisse der Arbeit erfolgt in Kapitel VII. Zunächst wird 
ein Überblick über die Entwicklung der Verbände und deren Kommunikationsarbeit in Ab-
schnitt 1 gegeben. Im zweiten Teil des Kapitels werden die verbandliche Organisationsform, 
das PA-Management und der Erfolg der Verbände auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
untersucht. Mithilfe dieses Vergleichs werden in Abschnitt 3 die Hypothesen zum PA-
Management diskutiert. In der anschließenden Zusammenfassung der Ergebnisse (Abschnitt 
4) werden die theoretischen Überlegungen und die Resultate der empirischen Untersuchungen 
miteinander in Beziehung gesetzt und im Hinblick auf die Rahmenbedingungen diskutiert. 
Auf Grundlage der bisherigen Erkenntnisse steht schließlich im Fazit (Kapitel VIII) die Be-
antwortung der Forschungsfragen der Arbeit im Fokus (Abschnitt 1). Darüber hinaus wird der 
theoretische Ertrag reflektiert und werden Schlussfolgerungen hinsichtlich der Generalisier-
barkeit der Befunde gezogen (Abschnitt 2). Nach einer methodischen Reflexion in Abschnitt 
3 erfolgt in Abschnitt 4 ein praxisbezogenes Fazit, bei dem Handlungsempfehlungen für Ver-
bände und andere Organisationen gegeben werden. Die Arbeit schließt mit einem Ausblick, 
der offene Fragen und den weiteren Forschungsbedarf diskutiert (Abschnitt 5). 
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II Politischer Hintergrund: Politik für erneuerbare Energien in 
Deutschland - Triebfedern und Hindernisse für die Entwicklung des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

Der Ausbau regenerativer Energiequellen wurde in den letzten zehn Jahren durch eine Viel-
zahl von günstigen Rahmenbedingungen und Faktoren vorangetrieben. Um die Kommunika-
tionsweisen und den Erfolg der Verbände in dieser Arbeit einordnen und bewerten zu können, 
wird sich zunächst dem Untersuchungsfeld genähert und die politischen, wirtschaftlichen so-
wie gesetzlichen Rahmenbedingungen der erneuerbaren Energien in Deutschland betrachtet. 
Beleuchtet werden im ersten Abschnitt die unterschiedlichen Politikfelder, die begünstigend 
und hemmend auf die Entwicklung der EE wirken. Danach wird die Gesetzesvielfalt im Be-
reich der Energiepolitik nachgezeichnet, um anschließend auf die Entwicklung des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes (EEG) hinzuführen (Abschnitt 2). Anschließend werden die unter-
schiedlichen Akteure im Bereich der erneuerbaren Energien sowie deren Positionen für und 
gegen eine staatliche Förderung erneuerbarer Energien durch das EEG betrachtet (Abschnitt 
3). Dies ist vor allem notwendig, um die Rolle der Verbände der EE-Branche und deren Ein-
flussmöglichkeiten innerhalb der Akteursvielfalt einordnen zu können.8 

1 Energie- und wirtschaftspolitische Voraussetzungen  

Die Bedeutung von erneuerbaren Energien im Technologiebereich, in der Energieversorgung 
und im Umwelt- und Klimaschutz bedingen gleichzeitig eine Verschränkung mit den politi-
schen Feldern von der Wirtschafts-, Technologie- und Forschungspolitik über die Energie-, 
Umwelt- und Klimapolitik, der Entwicklung- und Nachhaltigkeitspolitik bis hin zur Außenpo-
litik (vgl. Hirschl 2008: 87). Um Einflussmöglichkeiten der Interessengruppen der erneuerba-
ren Energien zu erörtern, ist es daher unerlässlich, die Vielzahl von politischen Rahmenbe-
dingungen und Einflussfaktoren, die „dominierend, kontrahierend oder unterstützend“ 

(Hirschl 2008: 87) auf die EE-Politik einwirken, zu betrachten. Im Folgenden werden deshalb 
die politischen Rahmenbedingungen im Bereich der erneuerbaren Energien, die sich auch aus 
der Verzahnung mit unterschiedlichen Politikbereichen ergeben, beleuchtet. 

1.1 Energiepolitische Voraussetzungen 

Die Energiepolitik in Deutschland ist „ein altes Politikfeld“ (Mez 1998). Das Politikfeld wird 

seit 1935 durch das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) geprägt, „wodurch sich verfestigte 

Strukturen, Pfadabhängigkeiten und etablierte Akteurskonstellationen entwickelt haben“ 

                                                
8 Teile dieses Kapitels wurden in zusammenfassender Form veröffentlicht (vgl. Seibt 2013). 
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(Hirschl 2008: 97; vgl. auch Reiche 2004: 29ff.). Änderungsprozesse erfolgten in der Ge-

schichte der deutschen Energiepolitik sehr langwierig und wurden nur durch die übergeordne-

te Ebene der Europäischen Union (EU) oder durch Ereignisse wie das Waldsterben und der 

Reaktorunfall von Tschernobyl und Fukushima beeinflusst. Die Herausbildung der Energie-

politik kann in fünf Phasen eingeteilt werden: Das zunächst wirtschaftliche Ziel, die Bevöl-

kerung mit preisgünstiger Energie zu versorgen, wurde in der ersten Phase der deutschen 

Energiepolitik (1948 bis 1958) durch eine „explizite Kohlepolitik“ (Mez et al. 2003: 163) 

vorangetrieben.9 Der wachsende Energieverbrauch sollte vornehmlich durch eine direkte und 

indirekte Subventionierung der Steinkohle gedeckt werden (vgl. Mez et al. 2003: 163; Meyer-

Renschhausen 1977: 65). Ab 1958 - 1966, in der zweiten Phase, kam es zu einem starken 

Strukturwandel in der Energieversorgung. Der Energiemangel wurde von einem hohen Ener-

gieangebot abgelöst, was in eine Krise des Steinkohlebergbaus in den Jahren 1957/58 münde-

te (vgl. Meyer-Renschhausen 1977: 66). Gleichzeitig kam es zu einer starken Verbilligung 

von Erdöl und einem Import von preisgünstiger Kohle aus den USA (vgl. Meyer-

Renschhausen 1977: 67ff.). Die vermehrte Förderung des Erdöls in der dritten Phase von 

1966 bis 1973 verdrängte die Kohlepolitik. Subventionen wurden auf die Kernenergieerzeu-

gung - auch wegen der ersten Ölkrise 1973 - verlagert, deren Anteil stetig wuchs (vgl. Mez et 

al. 2003: 163; vgl. auch Meyer-Renschhausen 1977: 91ff.). Die vierte Phase (1974 bis 1982) 

ist durch die zweite Ölpreiskrise 1979 und die Energieeinspargesetze geprägt (vgl. Mez et al. 

2003: 163). In der fünften Phase seit 1983 gelangte zunehmend der Umweltschutz und seit 

1990 der Klimaschutz in die Energiepolitik (vgl. Mez et al. 2003: 163). Die Nutzung der 

Kernenergie wird, nach den zwischenzeitlichen Ausstiegsszenarien der rot-grünen10 und dem 

Wiedereinstieg der schwarz-gelben Regierung,11 in Folge der Reaktorkatastrophe von 

Fukushima bis 2020 auslaufen (vgl. Atomgesetz 2011; vgl. auch Schwartmann/Beutling 2011: 

198). Mit der Dreizehnten Novellierung des Atomgesetzes von 2011 und dem schrittweisen 

Ausstieg aus der Kernenergie wird neben den Erneuerbaren auch die Kohleförderung wieder 

favorisiert. Kohle hat noch immer mit einem Anteil von 44 Prozent an der Stromerzeugung 

eine hohe wirtschaftliche Bedeutung und wird nach den Vorhaben der Regierung auch zu-

künftig eine wichtige Rolle im Deutschen Energiemix spielen (vgl. AEE 2011; BMWi 2012: 

                                                
9  Die Kohlegewinnung steht traditionell in einem engen Zusammenhang mit der SPD und den Gewerkschaf-

ten. Diese Tradition bestimmte auch die Energiepolitik der rot-grünen Koalitionsregierung von 1998 bis 2005 
(vgl. Hirschl 2008: 124). 

10 Im Jahr 2002 wurde das Atomgesetz aufgrund des „Atomkonsenses“ (BMWi 2000) seitens der rot-grünen 
Bundesregierung novelliert (vgl. Atomgesetz 2002).  
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8). Auf dem Weg zu 80 Prozent der Stromgewinnung aus erneuerbaren Energien im Jahr 

2050 setzt die Regierung auf fossile Kraftwerke, wie Gas- und Kohlekraftwerke (vgl. Reiche 

2011). Nach dem Ausstieg aus der Kernkraft müssen diese gemäß der Bundesregierung „ei-

nen Teil der wegfallenden Kapazitäten aus Kernkraftwerken ersetzen“ und „die schwankende 

Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien ausgleichen“ (BMWi 2012: 8). Laut Bundesnetz-

agentur sind bis 2022 knapp 17 Gigawatt (GW) zusätzliche Kapazitäten, also 17 neue Groß-

kraftwerke, notwendig (vgl. BMWi 2012: 8).12  

1.2 Energiewirtschaftliche Voraussetzungen 

Neben den Ereignissen, die immer wieder auf energiepolitische Entscheidungen einwirkten, 

beförderte eine zweite wichtige Entwicklung den Ausbau der erneuerbaren Energien: Bis En-

de der Neunzigerjahre war der deutsche Energiemarkt auf acht Verbundunternehmen aufge-

teilt. Verbraucher mussten bis zu diesem Zeitpunkt ihren Strom bei ihrem jeweiligen regiona-

len Energielieferanten beziehen. Um schließlich Wettbewerb im Energiesektor zu schaffen, 

wurde von EU-Seite eine Liberalisierung des deutschen Energiemarktes angeregt (vgl. Dagger 

2009: 43f.). Das Ziel der Strommarktliberalisierung war es, durch eine Steuerung von Ange-

bot und Nachfrage die Stromversorgung effizienter und gleichzeitig kostengünstiger zu ge-

stalten (vgl. Ziesing et al. 2001: 1). Die Liberalisierung des Strommarktes wurde schließlich 

im April 1998 durch die erste Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes (vgl. EnWG 1998) um-

gesetzt.13 Die Öffnung des Marktes erwies sich für die Erneuerbaren als überaus bedeutungs-

voll (vgl. Suck 2008: 169). Unter der Vielzahl neuer Stromanbieter versammelten sich auch 

Stadtwerke, die von nun an ein wirtschaftliches Interesse daran hatten, in die Eigenstromer-

zeugung zu investieren. Diese zunehmende dezentrale Eigenproduktion führte auch zur För-

derung der Stromgewinnung aus regenerativen Energien (vgl. Mautz et al. 2008: 134, 154). In 

Folge der neugeschaffenen marktwirtschaftlichen Elemente kam es nicht nur zum Wettbe-

werb und damit zu Preisveränderungen und -konkurrenzen, sondern auch zu einer Trennung 

von Erzeugung, Übertragung und Stromhandel. Somit wurden die Betriebe neu organisiert 

und Gebietsmonopole aufgelöst (vgl. Dagger 2009: 44; Mautz et al. 2008: 146).  

                                                                                                                                                   
11 Die damalige Bundesregierung beschloss eine Laufzeitverlängerung deutscher Kernkraftwerke mit dem Ziel 

der CO2-Einsparung. Das Atomgesetz wurde zum zwölften Mal novelliert (vgl. Atomgesetz 2010) und damit 
eine Laufzeitverlängerung von durchschnittlich zwölf Jahren gewährt. 

12 Diesbezüglich rückt immer mehr die „Klimaschutztechnik für Kohlekraftwerke“, die CCS-Technologie, in 
den Vordergrund der Debatte. Nach langen Diskussionen im Bundestag und Bundesrat wurde sich Mitte 
2012 im Vermittlungsausschuss auf ein CCS-Gesetz geeinigt (vgl. KSpG 2012). 

13 Zur Liberalisierung der deutschen Strommärkte vgl. u. a. Blittersdorff (2006); Ridder (2007); Hirschl (2008: 
200ff.). 


